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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Im Ortsteil Bergweiler in der Gemeinde 
Tholey soll östlich der Friedhofstraße bzw. 
nördlich der Straße „Auf der Oberen Liß“ 
neuer Wohnraum in Form einer Arrondie-
rung des Siedlungskörpers geschaffen wer-
den. Konkret handelt es sich hierbei um 
ca. 10 Wohngebäude, die auf einer bislang 
unbebauten, landwirtschaftlich genutzten 
Grün- bzw. Freifläche am östlichen 
Siedlungsrand errichtet werden.

Damit reagiert die Gemeinde Tholey auf die 
anhaltende Nachfrage nach neuem Wohn-
raum und ermöglicht eine bedarfsorientier-
te Wohnflächenentwicklung in nicht zentra-
len Gemeindeteilen (im Sinne des Eigenent-
wicklungsbedarfs).

Aktuell ist das Plangebiet gemäß § 35 
BauGB dem planungsrechtlichen Außenbe-
reich zuzuordnen. Lediglich im südlichen 
Randbereich besteht für eine kleine Teilflä-
che bereits ein Bebauungsplan („Auf der 
Oberen Liss“ von 2003). Das geplante Vor-
haben ist auf dieser Grundlage derzeit nicht 
realisierungsfähig.

Die Gemeinde Tholey hat deshalb nach § 1 
Abs. 3 BauGB und § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. 
§ 13b BauGB die Einleitung des Verfahrens 
zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Wohnbebauung östlich der Friedhofstra-
ße“ beschlossen, um die bauplanungsrecht-
lichen Voraussetzungen zur Errichtung der 
Wohngebäude zu schaffen. Gleichzeitig soll 
auf diese Weise eine sinnvolle Abrundung 
des Siedlungsbestandes hergestellt werden.

Die Planung umfasst insgesamt eine Fläche 
von ca. 8.500 m2.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan, Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 215a BauGB 
i.V.m. § 13b BauGB  (Einbeziehung von 
Außenbereichsflächen in das beschleunigte 
Verfahren) i.  V.  m. § 13a BauGB als be-
schleunigtes Verfahren durchgeführt. 

Gemäß § 13b BauGB gilt § 13a BauGB bis 
zum Ablauf des 31.12.2022 entsprechend 
für Bebauungspläne mit einer Grundfläche 
im Sinne des § 13a Abs. 1 Satz 2 BauGB von 
weniger als 10.000 Quadratmetern, durch 
die die Zulässigkeit von Wohnnutzungen 
auf Flächen begründet wird, die sich an im 
Zusammenhang bebaute Ortsteile anschlie-
ßen.

Der vorliegende Bebauungsplan erfüllt so-
mit die gesetzlichen Vorgaben, da das 
Plangebiet lediglich ca. 8.500 m2 in An-
spruch nimmt und Wohnnutzung begrün-
det, die sich unmittelbar an den Siedlungs-
körper anschließt.

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem 
Bebauungsplan ebenfalls nicht begründet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13b BauGB i. V. m. § 13a BauGB ist, dass 
keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchti-
gung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB ge-
nannten Umweltbelange vorliegen. Dies 
trifft für den vorliegenden Bebauungsplan 
zu. Auch bestehen keine Anhaltspunkte da-
für, dass bei der Planung Pflichten zur Ver-
meidung der Begrenzung der Auswirkungen 
von schweren Unfällen nach § 50 BImSchG 
zu beachten sind.

Damit sind die in § 13b und § 13a BauGB 
definierten Voraussetzungen erfüllt, um den 
Bebauungsplan im beschleunigten Verfah-
ren gemäß § 13b BauGB i. V. m. § 13a Abs. 
2 BauGB aufzustellen. Es sind keine Gründe 
gegeben, die gegen die Anwendung dieses 
Verfahrens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend: 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach 

§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10a Abs. 1 BauGB und von der frühzeiti-
gen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen 
wird. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gel-
ten die Eingriffe als vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt oder zulässig, ein Aus-
gleich der vorgenommenen Eingriffe ist da-
mit nicht notwendig.

Aufgrund eines Urteils des Bundesverwal-
tungsgerichtes (BVerwG) vom 18. Juli 2023 
bestand hinsichtlich der Anwendbarkeit des 
§ 13b BauGB rechtlicher Klärungsbedarf. 
Als Ergebnis einer Gesetzesänderung er-
möglicht § 215a BauGB nun Planverfahren, 
die nach § 13b BauGB eingeleitet wurden, 
abzuschließen. 

Gemäß § 215a Abs. 3 BauGB ist hierfür eine 
Vorprüfung des Einzelfalls entsprechend § 
13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB durchzuführen, 
in der die Gemeinde prüft, dass die Planung 
voraussichtlich keine erheblichen Umwelt-
auswirkungen hat. Eine entsprechende Vor-
prüfung des Einzelfalls wurde folglich für 
den hiesigen Bebauungsplan durchgeführt 
(siehe Anlage).

Flächennutzungsplan

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan 
der Gemeinde Tholey stellt für den Gel-
tungsbereich überwiegend eine landwirt-
schaftliche Fläche dar. Das Entwicklungsge-
bot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit nicht 
erfüllt. Der Flächennutzungsplan wird gem. 
§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Be-
richtigung angepasst.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich am östlichen 
Siedlungsrand des Ortsteils Bergweiler (Ge-
meinde Tholey) östlich der Friedhofstraße 
bzw. nördlich der Straße „Auf der Oberen 
Liß“. Der Geltungsbereich des Bebauungs-
planes wird wie folgt begrenzt:

• im Norden durch die Grün- und Freiflä-
che mit Gehölzstrukturen sowie der pri-
vaten Gartenflächen der angrenzenden 
Bebauung der Friedhofstraße,

• im Osten durch die Grün- und Freifläche 
bzw. die an das Plangebiet anschließen-
de landwirtschaftliche Nutzfläche,

• im Süden durch die angrenzende Be-
bauung der Friedhofstraße und der Stra-
ße „Auf der Oberen Liß“ und den dazu-
gehörigen privaten Gartenflächen,

• im Westen durch die angrenzende Be-
bauung der Friedhofstraße mit den da-
zugehörigen privaten Gartenflächen.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs-
planes zu entnehmen.

Planungsrechtli-
che Ausgangssituation, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet ist aktuell dem planungs-
rechtlichen Außenbereich gemäß 
§  35  BauGB zuzuordnen. Lediglich für 
eine Teilfläche am südlichen Rand be-
steht bereits Planungsrecht in Form eines 
Bebauungsplanes. Der Bebauungszusam-
menhang endet derzeit an der Außenkante 
der bestehenden Bebauung.

Gem. § 13b BauGB können Bebauungsplä-
ne mit einer Grundfläche im Sinne des 
§  13a Abs. 1 Satz 2 von weniger als 
10.000 m2 ebenfalls im beschleunigten Ver-
fahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt 

werden, wenn diese die Zulässigkeit von 
Wohnnutzungen auf Flächen begründen, 
die sich an im Zusammenhang bebaute 
Ortsteile anschließen.

Diese Voraussetzungen werden im vorlie-
genden Fall erfüllt. Die direkte Umgebung 
des Plangebietes ist durch Wohnbebauung 
geprägt. Auf diese Weise wird eine Arron-
dierung des Siedlungsbestandes zu Wohn-
zwecken ermöglicht.

Aufgrund der Eigentumsverhältnisse ist von 
einer zügigen Realisierung der Planung aus-
zugehen.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet steigt von Süden nach Nor-
den sowie von Westen nach Osten lediglich 
leicht an. Es ist demnach nicht davon auszu-
gehen, dass die Festsetzungen des Bebau-
ungs planes in irgendeiner Weise durch die 
vorherrschende Topografie beeinflusst wer-
den.

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Luftbild mit Plangebiet und Kataster; ohne Maßstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan

Zum Sonnenwald

Friedhofstraße

Sotzweilerstraße

PLANGEBIET

Auf d. Oberen Liß

Richtung  
Sotzweiler
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Verkehrsanbindung

Die Erschließung des Plangebietes ist über 
die Straße „Auf der Oberen Liß“ sicherge-
stellt.

Die Anbindung an das überörtliche Ver-
kehrsnetz erfolgt in nördlicher bzw. östli-
cher Richtung unter anderem über die Fried-
hofstraße, Sotzweilerstraße und Bergweiler-
straße. Die nächstgelegene Autobahnan-
schlussstelle (140 „Tholey“) der Bundes-
autobahn A 1 befindet sich in ca. 2,0 km 
Entfernung. 

Die nächstgelegene Bushaltestelle („Löß 
Sotzweiler Tholey“) liegt rund 300 m west-
lich in der Sotzweilerstraße (unter anderem 
frequentiert durch Buslinie 473, 610, 611, 
613, 666, N6, R4).

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist in der 
unmittelbaren Umgebung bereits grund-
sätzlich vorhanden (Wasser, Elektrizität 
etc.). Der parallel zum Plangebiet, in 
ca. 140 m Entfernung verlaufende Lissbach 
käme für eine Entsorgung des unbelasteten 
Niederschlagswassers als potenzieller Vor-
fluter ggf. in Frage (wasserrechtliche Erlaub-
nis gem. § 10 WHG beim Landesamt für 
Umwelt- und Arbeitsschutz zu beantragen).  
Hierzu erfolgen weitere Prüfungen im Zuge 
der Detailplanung.

Für die Entsorgung des Niederschlagswas-
sers gilt gem. § 49 a SWG: 
„Niederschlagswasser von Grundstücken, 
die nach dem 1. Januar 1999 erstmals be-
baut, befestigt oder an die öffentliche Ka-
nalisation angeschlossen werden, soll (...) 
vor Ort genutzt, versickert, verrieselt oder in 
ein oberirdisches Gewässer eingeleitet wer-
den (...).“

Gemäß dem Kartendienst zur potenziellen 
Versickerungseignung ist der Geltungsbe-
reich für eine Versickerung grundsätzlich 
bedingt geeignet (Quelle: LVGL, GeoPortal 
Saarland; Stand der Abfrage: 17.04.2023) 

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung 
noch mit den Versorgungsträgern abge-
stimmt werden.

Versickerungsfähigkeit des Bodens (grün = geeignet, gelb = bedingt geeignet, rot = ungeeignet; blau = Plan-
gebiet); Quelle: LVGL, GeoPortal Saarland, Stand der Abfrage: 17.04.2023

Blick auf den nördlichen Teilbereich des Plangebietes aus südwestlicher Richtung mit angrenzender Nutzung

Blick auf den südlichen Teilbereich des Plangebietes aus nördlicher Richtung mit angrenzender Bebauung
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Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

Zentralörtliche Funktion Keine zentralörtliche Funktionszuweisung; Nicht achsengebunden; Ländlicher Raum

Vorranggebiete • Nicht betroffen

• Vorranggebiet Naturschutz angrenzend ca. 140 m östlich des Plangebietes; keine 
Auswirkungen zu erwarten

Zu beachtende Ziele und Grundsätze • (Z 17, 21) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale; bedarfsgerech-
te, städtebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsbestandes statt Ausdehnung in 
den Außenbereich; Siedlungsentwicklungen sollen sich ihrer städtebaulichen Struktur 
und Dimensionierung nach in das Orts- und Landschaftsbild einpassen: erfüllt

• (G 29) Arrondierungen/Erweiterungen des Siedlungskörpers sollen sich bedarfsge-
recht an den kulturlandschaftstypischen Siedlungs-, Erschließungs- und Bauformen 
orientieren. Auf eine dem Bestand angepasste Maßstäblichkeit soll geachtet werden: 
erfüllt

• Entsprechen dem Planvorhaben; keine Restriktionen für das Vorhaben

Wohneinheiten • Baureifmachung für zweckentsprechende Nutzung des Gebietes

• Als Wohnungsbedarf sind für den nichtzentralen Gemeindeteil Bergweiler 1,5 Woh-
nungen pro 1.000 Einwohner und Jahr festgelegt (Eigenentwicklungsbedarf); ent-
spricht ca. 1,1 Wohnungen / Jahr bei 730 Einwohnern im Ortsteil Bergweiler (Quelle: 
Gemeinde Tholey)

• Siedlungsdichte in Wohneinheiten pro Hektar nach LEP „Siedlung“: 15 Wohneinhei-
ten pro Hektar

• Keine Auswirkungen auf das landesplanerische Ziel eines landesweit und siedlungs-
strukturell ausgeglichenen und ressourcenschonenden Wohnbauflächenangebotes.

Landschaftsprogramm • Erhaltung und Entwicklung extensiver Grünlandnutzung

• Erhaltung und Entwicklung extensiver landwirtschaftlicher Nutzung

• Landwirtschaftliche Nutzfläche

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

• FFH-Lebensraumtyp (Kennung: BT-6508-0357-2022; BT-6508-0358-2022) am nord-
östlichen Rand

Naturparks • Lage im Naturpark Saar-Hunsrück; keine Restriktionen für das Vorhaben

Sonstige Schutzgebiete: ABSP, Natur-
schutz-, Landschaftsschutz-, Wasser-
schutz-, Überschwemmungsgebiete, Ge-
schützte Landschaftsbestand teile, Natio-
nalparks, Biosphärenreservate 

• ABSP Fläche regionale Bedeutung; Schutzvorschlag regionale Bedeutung

• Prioritäre Entwicklungsziele: Grünland, frisch

• Flora-Fauna-Habitat-Gebiet ca. 140 m östlich des Plangebietes

• Landschaftsschutzgebiet („Östlich Bergweiler“, L 6508-302) ca. 140 m nordöstlich 
und südöstlich des Plangebietes

• Keine Restriktionen für das Vorhaben; keine Auswirkungen zu erwarten

Naturdenkmäler, in der Denkmalliste nach 
§ 6 SDSchG verzeichnete Denkmäler oder 
in amtlichen Karten verzeichnete Gebiete 

Nicht betroffen

Einwohner 
(2023)

Bedarfs
faktor

WEBedarf  
bis 2040

Reserve  
FNP in ha

Wohn
einheiten 
gem. FNP

Baulücken 
(anrechenbar
§§ 30, 33, 34 
Abs. 4 BauGB)

Anrechen
bare Wohn
einheiten in 
Baulücken

Bedarf  
Wohneinhei
ten aktuell

Spalten A B C D E F G H

Berechnung A/1000xBx17 Dx15 Fx1,3 C-E-G

Bergweiler 719 1,5 ca. 18 - - 14 ca. 22 -3
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Kriterium Beschreibung

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

Nicht betroffen

Informelle Fachplanung Auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) be-
stehen keine Hinweise auf das Vorkommen wertgebender Biotoptypen oder Arten inner-
halb des Geltungsbereiches bzw. im näheren Umfeld: 

• innerhalb eines 1 km-Radius um die Maßnahmenfläche Nachweise des Großen Feu-
erfalters im Umfeld des Bächelbaches in einer feuchten Wiesensenke (L. dispar-Kar-
tierung, Fess/Klein)

• Artnachweise des Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) belegen bis auf den 
Grünspecht und die Wasseramsel keine gem. §§ 19 und 44 BNatSchG planungsrele-
vanten Arten/europäischen Vogelarten innerhalb eines 1km-Radius

• Der Randbereich der Planungsfläche ist als FFH-Lebensraum 6510 erfasst; es handelt 
sich um 2 Flächen (BT-6508-0357-2022 und BT-6508-0358-2022), beide im Erhal-
tungszustand B, wobei sich dies für die Fläche BT-6508-0358-2022 lediglich durch 
das Vorkommen eines Exemplars des Kleinen Knabenkrautes und nicht durch eine 
erhöhte Anzahl magerkeitszeigender B-Arten begründet, vielmehr ist die obergras-
reiche Fläche durch Düngung vorbelastet; die Kartierung stammt aus dem Jahr 2022 
und darf damit als hinreichend aktuell gelten 

• von der Planung sind keine n. § 30 BNatSchG geschützten Biotope betroffen, aller-
dings befindet sich der Geltungsbereich am Rand der ABSP-Fläche 6508-0196, die im 
Wesentlichen das NATURA 2000-Gebiet „LSG „östlich Bergweiler“ und dessen 
Randbereiche umfasst; sie wird beschrieben als Biotopkomplex aus Magerwiesen 
mittlerer Standorte, Feuchtwiesen, Kerbtälchen, Streuobstparzellen und Baumhecken; 
die formulierten und mit mittlerer Priorität auszuführenden Entwicklungsziele (arten-
reiches standorttypisches Grünland mesophiler und feuchter/wechselfeuchter Stand-
orte sowie Streuobst) und die zugeordneten Maßnahmen (u.a. extensive Grünland-
bewirtschaftung und Streuobstwiesennutzung) sind im Geltungsbereich nicht mehr 
möglich; im Hinblick auf die Erheblichkeit des Eingriffs ist jedoch berücksichtigen, 
dass lediglich ein unter Düngeeinfluss stehender siedlungsnaher Randbereich betrof-
fen ist; der Ausweisungsvorschlag des ABSP als NSG wurde durch die nationalrecht-
lich gleichwertige Sicherung des gemeldeten  NATURA 2000-Gebietes als LSG des 
Kernbereiches vollzogen

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG)

Der allgemeine Schutz wild lebender Pflanzen und Tiere ist zu beachten, d. h. die notwen-
digen Gehölzentfernungen sind außerhalb der Zeit vom 1. März bis zum 30. September 
durchzuführen.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders geschütz-
ter Arten bzw. natürlicher Lebensräume nach 
§ 19 i.V.m. dem USchadG, Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. 
alle streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäischen 
Vogelarten.

Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereiches:

• der Geltungsbereich umfasst eine ca. 0,84 ha große Grünlandfläche zwischen der 
Bebauung der Ohlenkopf- und der Friedhofstraße; in der Fortführung der bestehen-
den Bebauung darf die Planung annähernd als Arrondierung des Siedlungskörpers 
betrachten werden

• die Fläche soll als Wohngebiet über die Ohlenkopfstraße erschlossen werden, die be-
stehende Baulücke an der Friedhofstraße ist nicht Bestandteil des Geltungsbereiches

• die gesamte Fläche wird als offensichtlich stärker gedüngtes Grünland genutzt

• der eutraphente Charakter war auch im Winteraspekt erkennbar, insofern ist die Aus-
gliederung des überwiegenden Teils der Planungsfläche aus den angrenzenden er-
fassten FFH-Lebensräumen der aktuellen OBK (in denen auch der Düngeeinfluss be-
schrieben wurde) nachvollziehbar

• lediglich randlich, jenseits der Niederspannungstrasse werden erfasste Lebensräume 
in einem Umfang von ca. 0,1 ha überplant

• der gesamte nördliche Abschnitt der Planbereichs ist durch Staunässe gekennzeich-
net
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Kriterium Beschreibung

• am Südrand ist die Fläche durch Ablagerungen und Befahren im Zusammenhang mit 
der Errichtung eines Wohnhauses überprägt

• am nördlichen Rand sind ca. 300 m² einer an die Bebauung anschließenden Gehölz-
fläche in den Geltungsbereich eingeschlossen, der Bebauungsplan sieht an dieser 
Stelle eine öffentliche Grünfläche mit Anpflanzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 
vor; es wird empfohlen, das im Wesentlichen aus Schlehen, Weißdorn und Rosen so-
wie eingewachsenen jüngeren Obstbäumen (erst außerhalb des Geltungsbereiches) 
bestehende Gebüsch zu erhalten und Anpflanzungsmaßnahmen auf den Grünland-
bereich zu beschränken

Abb.: Blick auf den Nord- (o.l.) und Südteil (o.r.) der Planungsfläche; Freileitungstrasse am Rand der Fläche, die 
gleichzeitig die Grenzen zu weniger gedüngten und als FFH-LRT 6510 erfassten Grünländern darstellt (u.l.), der 
strukturelle Unterschied zwischen LRT-Fläche und obergrasreicher Fettwiese ist deutlich erkennbar; Hecke am 

Nordrand (u.r.) 

Bestehende Vorbelastungen:

• Lage am östlichen Rand der bebauten Ortslage von Bergweiler

• Übergang in teilweise gedüngte Grünländer und in das Tal des Lissbaches 

• vergleichsweise geringe Lärmdisposition, lediglich randlich Störungen durch Anlieger 
der Friedhofstraße

Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- und 
Pflanzenarten:

• bis auf die angrenzende Gehölzfläche, die ca. 300 m² in den Geltungsbereich hinein-
ragt, ist die Fläche gehölzfrei

• die dicht mit Schlehen-Weißdorn-Gebüschen eingewachsenen jüngeren Obstbäumen 
bieten innerhalb des betroffenen Abschnitts Brutplätze für Gebüschbrüter; Rotkehl-
chen, Mönchs- und Gartengrasmücke oder Zaunkönig sind hier mögliche Brutvögel, 
gleichzeitig darf in dem betroffene Abschnitt mit höchstens 1-2 Brutpaaren gerechnet 
werden 

• Bodenbrüter können wg. der randlichen Störungen ausgeschlossen werden

• Bäume mit möglicherweise ausgebildeten Quartierstrukturen für Fledermäuse befin-
den sich erst außerhalb des Geltungsbereiches; auf der Fläche ist daher lediglich eine 
Jagdraumnutzung möglich, sie wird sich im Wesentlichen auf die Leitstrukturen am 
Rand der Fläche (entlang des Gebüsches) fokussieren; die ansonsten strukturfreie 
Fläche ist als Jagdraum von untergeordneter Bedeutung
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Kriterium Beschreibung

• weitere planungsrelevante Arten sind aufgrund fehlender essentieller Habitatstruktu-
ren (Laichmöglichkeiten für Amphibien, „Reptilienhabitate“ in Form größerer Saum-
strukturen oder Versteck- und Überwinterungsmöglichkeiten) sowie offensichtlich 
fehlender spezifischer Nahrungs- bzw. Wirtspflanzen für planungsrelevante Schmet-
terlinge (oxalatarme Rumex-Arten für Lycaena dispar, Thymus/Origanum/Sanguisorba 
officinalis für die relevanten Maculinea-Arten, Scabiosa columbaria/Succisa pratensis/
Gentiana spp. für Euphydryas aurinia) auszuschließen; eine Präsenz der Zauneidechse 
lässt sich vor allem durch die obergrasreiche, frische bis feuchte Ausprägung der 
Grünlandfläche und das Fehlen von Saumstrukturen ausschließen

Artenschutzrechtliche Beurteilung:

• die Planungsfläche bietet lediglich in dem kleinen Gebüsch am Nordrand beschränk-
te Brutmöglichkeiten für Gebüschbrüter

• für die hier potenziell brütenden Arten kann in Bezug auf die Fortpflanzungsstätten 
mit hoher Sicherheit eine Legalausnahme n. § 44 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 gelten, d.h. die 
ökologische Funktion der Fortpflanzungsstätten ist im räumlichen Zusammenhang 
weiterhin erfüllt 

• für die den Standort möglicherweise frequentierenden Fledermausarten weist die 
strukturlose Fläche keine besondere Eignung, d.h. auch keine essentielle Bedeutung 
als Jagdgebiet auf

• Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen können ausgeschlossen werden

• die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände n. §§ 19 und 44 sind daher mit hin-
reichender Sicherheit nicht einschlägig

Umwelthaftung

Auswirkungen im Sinne des 
Umweltschadensgesetzes

• da den Flächen innerhalb des Geltungsbereiches keine essentielle Bedeutung als 
Lebensraum i.S.d. § 19, Abs. 3 Nr. 1, BNatSchG zugewiesen werden kann, entspre-
chende Arten hier nicht vorkommen oder im Falle der hier potenziell vorkommenden 
Arten(gruppen) eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes nicht prognostiziert 
werden kann, sind Schäden n. § 19 BNatSchG i.V. mit dem Umweltschadensgesetz 
in Bezug auf die relevanten Arten nicht zu erwarten

• der östliche Rand der Planungsfläche ist in der aktuellen Biotopkartierung als FFH-
Lebensraum BT-6508-0357-2022 und BT-6508-0358-2022, beide im Erhaltungs-
zustand B erfasst; betroffen ist eine Gesamtfläche von rd. 0,1 ha

• eine floristische Überprüfung war jahreszeitbedingt nicht möglich, die LRT-Grenze 
war jedoch strukturell auch im Winteraspekt nachvollziehbar; es wird davon ausge-
gangen, dass die Daten aufgrund ihrer Aktualität valide sind

• aufgrund der Größe ist der LRT-Verlust gem. den allgemein gültigen Prüfkriterien 
nach PETERS et al. 2015  und basierend auf den bei LAMPRECHT & TRAUTNER  auf-
geführten Orientierungswerten (für den Erhaltungszustand B: 500 m²) mit Blick auf 
die weiterhin bestehenden Kohärenz des Lebensraumes im Naturraum grundsätzlich 
als erheblich zu werten

• der Bebauungsplan begründet damit einen Biodiversitätsschaden i.S.d. §19 
BNatSchG i.V. mit dem Umweltschadensgesetz; um eine Freistellung von der Um-
welthaftung zu ermöglichen, ist daher die Entwicklung einer adäquaten LRT-Fläche 
im näheren Umfeld bzw. im Naturraum erforderlich

• die Gemeinde beabsichtigt die ÖFM mit der Durchführung der Ausgleichsmaßnah-
men zu beauftragen und dies vertraglich zu sichern; vorgesehen ist die Inanspruch-
nahme der genehmigten Ökokontomaßnahme „Extensivgrünland am Bastberg“ ca. 
3 km südwestlich im benachbarten Marpingen (gleicher Naturraum 3. Ordnung)

• bei der Bauausführung ist auf den Schutz der LRT-Fläche außerhalb des 
Geltungsbereiches zu achten, die Installation eines ortsfesten Bauzaunes während 
der Bauarbeiten ist daher zwingend zu fordern
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Darstellung: Fläche für Landwirtschaft (Quelle: Flächennutzungsplan Gemeinde Tholey)

Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit nicht erfüllt.

Der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. 
§ 13b BauGB zu berichtigen.

Bebauungsplan Die planungsrechtliche Zulässigkeit beurteilt sich aktuell überwiegend nach den Vorga-
ben des § 35 BauGB (Außenbereich).
Für eine kleinere Teilfläche an der südlichen Geltungsbereichsgrenze besteht zudem be-
reits ein rechtskräftiger Bebauungsplan („Auf der Oberen Liß“ von 2003). Dieser setzt 
für den Bereich eine öffentliche Grünfläche fest und dient als Anbindungspunkt einer 
möglichen Siedlungserweiterung.
Der Bebauungsplan „Wohngebiet östlich der Friedhofstraße“ ersetzt innerhalb seines 
Geltungsbereiches den rechtskräftigen Bebauungsplan „Auf der Oberen Liß“ von 2003.
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Städtebauliches Konzept

Zur Konkretisierung des Vorhabens wurde 
im Vorfeld ein städtebauliches Konzept ent-
wickelt, das anschließend als Grundlage für 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
herangezogen wurde.

Ziel des Konzeptes ist die bedarfsorientierte 
Schaffung zusätzlicher Wohnangebote in 
Bergweiler sowie die sinnvolle Ergänzung 
und Abrundung des bestehenden Siedlungs-
körpers.

Dabei nimmt die geplante Bebauung den 
vorhandenen Charakter der angrenzenden 
Wohnbebauung sowie des bestehenden 
Orts- und Landschaftsbildes auf.

Die im Rahmen des städtebaulichen Ent-
wurfs vorgesehene Bebauung umfasst da-
bei insgesamt 10 freistehende Einfamilien-
häuser, die maximal 2 Vollgeschosse auf-
weisen. Je Wohngebäude werden zudem 
maximal 2 Wohneinheiten vorgesehen. 
Sämtliche Gebäude verfügen jeweils über 
eine eigene Garage (einschließlich Stell-
platzfläche davor) sowie eine private Gar-
tenfläche.

Die Grundstücksgrößen liegen zwischen 
ca. 650 m2 und ca. 750 m2.

Zur Erschließung der neuen Wohnbauflächen 
ist die Errichtung einer neuen, von der Stra-
ße „Auf der Oberen Liß“ weiterführenden, 
Verkehrsfläche erforderlich. Damit verbun-
den ist auch die Erweiterung der bereits 
vorhandenen Ver- und Entsorgungsinfra-
struktur. Der ruhende Verkehr wird vollstän-
dig innerhalb des Plangebietes auf den ein-
zelnen Grundstücken organisiert.

Die Grünstrukturen an der nördlichen Gel-
tungsbereichsgrenze sollen erhalten bzw. 
durch passende grünordnerische Maßnah-
men entwickelt werden und werden aus 
diesem Grund als Grünstrukturen in das 
Konzept übernommen.

Städtebauliches Konzept; ohne Maßstab; Quelle Kataster und Luftbild: LVGL Saarland; Bearbeitung: Kernplan
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Berücksichtigung von 
Standortalternativen

Das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 
BauGB und das Gebot des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden gem. § 1a 
Abs. 2 BauGB verlangen eine Prüfung des 
Baulandbedarfs, die kritische Würdigung 
sich aufdrängender Standortalternativen 
sowie in Grundzügen alternative Formen 
der Bodennutzung und Erschließung. Da-
durch wird sichergestellt, dass der geplante 
Standort private und öffentliche Belange so 
gering wie möglich beeinträchtigt (Verträg-
lichkeit) und die Planungsziele am besten 
erreicht.

In der Kommune ist ein kontinuierlicher Be-
darf an Wohnraum festzustellen. Zwar be-
stehen noch unbebaute Grundstücke im In-
nenbereich, diese befinden sich jedoch 
mehrheitlich in privater Hand und es ist zu 
beobachten, dass Grundstückseigentümer 
dazu neigen, Baugrundstücke zu bevorra-
ten. Die mittelfristige Mobilisierung dieser 
Flächenreserven durch kommunalen Zwi-
schenerwerb würde die personellen und fi-
nanziellen Ressourcen der Kommune über-
schreiten. Daher wird die Notwendigkeit 
der Ausweisung von Bauland unterstrichen, 
um dem anhaltenden Bedarf an Wohnraum 
gerecht zu werden. 

Im Zuge der Erstellung eines Wohnbauflä-
chenkonzeptes für die Gemeinde Tholey 
wurden auch für den Ortsteil Bergweiler 
Untersuchungen zu möglichen zukünftigen 
Wohnbauflächen durchgeführt.

Die Fläche des Bebauungsplanes ist dabei 
die letztlich geeignete Wohnbau fläche in 
Bergweiler. Alternativflächen kommen ins-
besondere aufgrund verschiedener natur-
schutzrechtlicher Restriktionen nicht in Fra-
ge. Innerörtliche Freiflächen sind mittlerwei-
le nahezu vollständig bebaut oder dienen 
der Bevölkerung zur Naherholung.
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Art der baulichen Nutzung - 
Allgemeines Wohngebiet

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 4 
BauNVO

Ziel dieses Bebauungsplanes ist die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Errichtung von ca. zehn neuen 

Wohngebäuden als Arrondierung des bishe-
rigen Siedlungskörpers.

Hierzu wird im Plangebiet ein allgemeines 
Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festge-
setzt. Ein Allgemeines Wohngebiet ist ein 
Baugebiet, dessen Zweckbestimmung vor-
wiegend dem Wohnen dient. Im Unter-
schied zum Reinen Wohngebiet sind jedoch 

auch ergänzende öffentliche und private 
Einrichtungen, welche die Wohnruhe nicht 
wesentlich stören, zulässig.

Hierzu zählen gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO 
Schank- und Speisewirtschaften, nicht stö-
rende Handwerksbetriebe und Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitli-
che und sportliche Zwecke sowie gemäß § 4 

Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Planzeichnung; ohne Maßstab; Bearbeitung: Kernplan

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB; §§ 1-14 BAUNVO

1.1 ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)

zulässig sind:

ausnahmsweise zulässig sind:

nicht zulässig sind:

Gemäß § 4 BauNVO wird ein Allgemeines Wohngebiet 
festgesetzt.

Gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO
1. Wohngebäude,
2. Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stö-

rende Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-

heitliche und sportliche Zwecke.

Gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO und gem. § 4 Abs. 3 i.V.m. 
§ 1 Abs. 5 BauNVO
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbe betriebe,
3. Anlagen für Verwaltungen,
4. die der Versorgung des Gebietes dienenden 

Läden.

Gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs.  6 Nr. 1 
BauNVO
1. Gartenbaubetriebe,
2. Tankstellen.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1 GRUNDFLÄCHENZAHL
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO auf 
0,4 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind die 
Grundfl ächen von
1. Garagen und Stellplätzen mit Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der 

Geländeoberfl äche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird

mitzurechnen. 

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 4 BauNVO wird fest-
gesetzt, dass die festgesetzte GRZ durch Garagen 
und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen 
im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfl äche, durch die das 
Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis zu einer 
GRZ von 0,6 überschritten werden darf.

2.2 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß 
festgesetzt. Es sind maximal 2 Vollgeschosse zulässig.

3. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.
Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 2 BauNVO 
eine offene Bauweise (o) festgesetzt. In der offe-
nen Bauweise werden die Gebäude mit seitlichem 
Grenzabstand als Einzelhäuser, Doppelhäuser oder 
Hausgruppen errichtet. Darüber hinaus darf die Ge-
bäudelänge höchstens 50 m betragen.

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan.
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO 
dürfen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze 
nicht überschreiten. Demnach sind die Gebäude 
innerhalb des im Plan durch Baugrenzen defi nierten 
Baufensters zu errichten. Ein Vortreten von 
Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zuge-
lassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen 
sind untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend.

Gleiches gilt für bauliche Anlagen soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind 
oder zugelassen werden können. Dabei sind Garagen 
nur bis zur Hinterkante der Baugrenze zulässig.

5. HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN 
JE WOHNGEBÄUDE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB 

Je Wohngebäude sind max. 2 Wohnungen zulässig.

6. VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER 
MISCHVERKEHRSFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB 

Siehe Plan.

7. VERSORGUNGSFLÄCHEN/ ANLAGEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB 
I.V.M. § 14 ABS. 2 BAUNVO

Nebenanlagen, die der Versorgung des Gebietes mit 
Elektrizität (z.B. Trafo-Station) und/ oder der E-Mobilität 
dienen, sind innerhalb des Geltungsbereiches des 
Plangebietes, auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfl ächen zulässig, auch soweit für sie 
keine besonderen Flächen festgesetzt sind.

8. ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB 

Siehe Plan.

9. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLE
GE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Minimierung von Flächenversiegelungen und
befestigungen, Ausschluss von Schottergärten:
Der Anteil befestigter Flächen ist auf ein Mindestmaß 
zu beschränken. Kfz- Stellplätze sind einschließ-
lich ihrer Zu- und Abfahrten ausschließlich in was-
serdurchlässigen Belägen (z. B. Rasenpfl aster, 
Rasengittersteine, wassergebundene Decke, 
Schotterrasen, Fugenpfl astersteine oder offen- pori-
ges Wabenfugenpfl aster etc.) und versickerungsfähi-
gem Unterbau auszuführen. Ausnahmen können aus 
Gründen der Barrierefreiheit zugelassen werden.

Flächen, die nicht als Stellplätze, Zu- fahrten, Terrassen 
oder Wege benötigt werden, sind unversiegelt zu 
belassen und vegetativ anzulegen. Diese Flächen sind 
mit gebietseinheimischen Saatgut- mischungen oder 
Gehölzen (Bäume und Sträucher) zu bepfl anzen.
Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf 
denen Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl 
vorkommen (Schottergärten), sind nicht zulässig. 
Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien 
(z. B. Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft 
mit Wasser gefüllten Flächen zulässig. Mineralische 
Splitabdeckungen ohne zusätzliches Vlies und Folie, 
die sich z.B. trockenresistenten und insektenfreund-
lichen Beeten oder Garten- anlagen unterordnen, 
sind erlaubt.

Vorgaben zur Gehölzentfernung:
Zur Beachtung von § 39 BNatSchG mit der Vermei-
dung der Zerstörung besiedelter Fortpfl anzungsstät-
ten geschützter Tierarten und damit gleichzeitig des 
Tötungs- und Störungsverbots nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 BNatSchG (Vermeidung der Zerstörung be-
siedelter Fortpfl anzungsstätten geschützter Tierarten 
und damit gleichzeitig einer Tötung von Tieren) dür-
fen die notwendigen Baumfällungen, Gehölzentfer-
nungen und Rodungen nur außerhalb der Hauptfort-
pfl anzungszeit der Tiere (1.3. – 30.9.) während der 
Herbst- und Wintermonate zwischen Anfang Oktober 
und Ende Februar durchgeführt werden. Die zeitliche 
Einschränkung der sehr störintensiven Rodungs- und 
Fällarbeiten vermeidet gleichzeitig eine Störung von 
gegenüber Lärm und Bewegungsunruhe empfi nd-
lich reagierenden Tierarten während der sensiblen 
Haupt-Aufzuchtphase, in der bei einigen Arten ein 
erhöhtes Sicherheitsbedürfnis besteht.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB I.V.M. BAUNVO)

Abwasserbeseitigung (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)

• Das Plangebiet ist im modifi zierten Trennsystem zu entwässern.
• Das anfallende Schmutzwasser ist über das öffentliche Kanalsystem abzuleiten.
• Das unbelastete Niederschlagswasser, welches auf dem Grundstück anfällt, ist möglichst innerhalb des 

Plangebietes fl ächig zu versickern oder in einen geeigneten Vorfl uter einzuleiten.
• Zur Brauchwassernutzung ist weiterhin die Errichtung von Speichern (z. B. Zisternen) zulässig.

Örtliche Bauvorschriften (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 4 LBO)
• Dacheindeckungen in glänzenden / refl ektierenden Materialien sind unzulässig.
• Fassadenverkleidungen aus glänzenden / refl ektierenden Materialien sowie Keramikplatten sind unzulässig.
• Fassaden und Dachfl ächen der Wohngebäude können zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung und Ver-

besserung des Mikroklimas begrünt werden.
• Einfriedungen (z. B. Zäune, Hecken) sind innerhalb des Plangebietes bis zu einer Gesamthöhe von 2,00 m 

zulässig. Zufahrtsbereiche sind freizuhalten. Entlang der Straße sind lediglich Hecken bis 2,00 m sowie Mau-
ern und Zäune bis 1,00 m Höhe zulässig.

• Je Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze nachzuweisen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

WA ALLGEMEINES WOHNGEBIET
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 4 BAUNVO)

GRZ
0,4 / 0,6

GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

II ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: MISCHVERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ö ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

FLÄCHEN ZUR ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB)

Baugebiet Grundfl ächenzahl

Zahl der
Vollgeschosse

Bauweise

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

TEIL A: PLANZEICHNUNG

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Quelle und Stand Katastergrundlage: LVGL, 25.03.2022

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. 
Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte 
erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit 
der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen 
Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass 
die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. 
Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind 
unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.

• Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 215a i. V. m § 13b und 13a BauGB aufge-
stellt. Die Vorschriften des § 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung, von dem Umweltbericht 
nach §  2a BauGB, von der Angabe nach §  3 Abs.  2 Satz  2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 
Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB 
abgesehen.

• Der Bebauungsplan „Wohngebiet östlich der Friedhofstraße“ ersetzt innerhalb seines Geltungsbereiches 
den für eine Teilfl äche rechtskräftigen Bebauungsplan „Auf der Oberen Liss“ von 2003.

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse auf-
grund von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden 
Anliegern darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei 
der Oberflächenplanung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur 
Abwehr von möglichen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen 
Begrünung und Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.  Der Grad der 
Gefährdung durch Starkregenereignisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer Daten näher zu 
untersuchen. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren ver-
pflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung 
zu treffen. Weitere Informationen hierzu können dem Starkregenkonzept der Gemeinde Tholey entnommen 
werden.

• Es sind die zum Zeitpunkt der Antragsstellung auf Baugenehmigung oder Genehmigungsfreistellung jeweils 
geltenden Vorschriften zur Installation erneuerbarer Energien zu beachten, welche über die Vorgaben dieses 
Bebauungsplans hinausgehen können.

• Gem. §§ 1a Abs. 2 BauGB und § 7 BBodSchG ist bei der Erschließung auf einen sparsamen, schonenden und 
fachgerechten Umgang mit Boden zu achten. Die Bodenarbeiten sind nach den einschlägigen Vorschriften 
der DIN 18915 („Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“) durchzuführen. Die vorhande-
nen Oberböden sind abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern und an den zu begrünenden Freiflächen 
wieder einzubauen. Überschüssige Oberböden sind an anderer Stelle zu verwerten.

• Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpfl ichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in seiner 
Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

• Auf die Anzeigepfl icht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hin-
gewiesen. Zudem wird auf § 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

• Seit dem 30.06.2022 erfolgen in Bebauungsplanverfahren keine Bewertungen des Kampfmittelbeseitigungs-
dienstes mehr zur Gefahr von Bauvorhaben durch Vorhandensein von Kampfmitteln / Munitionsfunden. Dies 
ist im Zuge der weiteren Detailplanung eigenverantwortlich bei den Fachbehörden anzufragen oder eine 
Klärung durch eine zu beauftragende Fachfi rma herbeizuführen.

• Einsicht in die verwendeten Normen, Richtlinien und Gesetzen ist im Bauamt der Gemeinde Tholey möglich.
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Insektenfreundliche Beleuchtung:
Beleuchtungen an Straßen und Wegen, Außen-
beleuchtungen baulicher Anlagen und Grundstücke 
sowie beleuchtete oder lichtemittierende Werbe-
anlagen sind i.  S.  d. § 41a BNatschG technisch und 
konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu ver-
sehen und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen 
wild lebender Arten vor nachteiligen Auswirkungen 
durch Lichtimmissionen geschützt sind.

Naturschutzrechtliche Vorsorgemaßnahmen:
Bei der Bauausführung ist auf den Schutz der LRT-Flä-
che außerhalb des Geltungsbereiches zu achten, die 
Installation eines ortsfesten Bauzaunes während der 
Bauarbeiten ist daher zwingend erforderlich.

10. MASSNAHMEN FÜR ERNEUERBARE 
ENERGIEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 23 B BAUGB

Innerhalb des Plangebietes sind auf jeweils mindes-
tens 50 % der Dachflächen von neu zu errichtenden 
Gebäuden Anlagen zur Erzeugung von Energie aus 
solarer Strahlung anzubringen. Dies gilt auch für die 
Dachflächen sonstiger neu zu errichtender baulicher 
Anlagen wie Carports, Garagen und Nebengebäude 
mit einer Fläche von jeweils mehr als 30 m2.  Sofern 
Staffelgeschosse ausgebildet werden, gilt diese Vor-
gabe bei den Hauptgebäuden allein für die Staffel-
geschosse. Die mindestens zu errichtende Fläche von 
Energieanlagen kann auch auf nur einer oder mehre-
ren baulichen Anlagen errichtet werden, wenn sicher-
gestellt ist, dass insgesamt eine Fläche errichtet wird, 
die 50 % der Dachflächen auf dem Baugrundstück 
entspricht.

11. ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

Innerhalb der entsprechend gekennzeichneten 
Fläche sind zur Begrünung mindestens 3 standort-
gerechte Laubbaumhochstämme oder hochstämmige 
Obstbäume zu pfl anzen, dauerhaft zu erhalten und bei 
Abgang nachzupfl anzen.

Die nicht überbauten Grundstücksfl ächen sind als 
intensiv begrünte Gartenfl ächen anzulegen, sofern sie 
nicht für Zufahrten, Stellplätze, Wege und Terrassen 
oder weitere Nebenanlagen benötigt werden. Zulässig 
sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, eine anspre-
chende Durchgrünung und eine harmonische und 
optisch ansprechende Einbindung in das umgebende 
Siedlungs- und Landschaftsbild zu erreichen. 

Zur Eingrünung sind je Grundstück 2 standortge-
rechte Laubbaumhochstämme oder hochstämmige 
Obstbäume zu pflanzen dauerhaft zu erhalten und bei 
Abgang nachzupflanzen.

Die folgende Artenliste stellt eine Auswahl der zu 
pfl anzenden Baumarten dar:
• Spitzahorn (Acer platanoides)
• Stieleiche (Quercus robur)
• Hainbuche (Carpinus betulus)
• Winterlinde (Tilia cordata)
• hochstämmige Obstbäume

Hochstämmige Obstbäume:
Der Verband der Gartenbauvereine Saarland-Rhein-
land-Pfalz e. V. hat auf seiner Internetseite eine Liste 
mit empfehlenswerten Apfel- / Birnensorten veröf-
fentlicht. Obstbäume sind daneben ausführlich in der 
Broschüre „Obstsorten für den Streuobstbau in Rhein-
land-Pfalz“ (2003) beschrieben.

Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal verpflanzt, 
mindestens 16-18 cm Stammumfang (StU) gemes-
sen in 1m Höhe. Bei beengten Platzverhältnissen sind 
klein- oder schmalkronige Sorten zu verwenden.
Bei allen Baumpfl anzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baumpfl anzungen, Teil 1 
- Planung, Pfl anzarbeiten, Pfl ege, 2. Ausgabe 2015; 
Teil  2 Standortvorbereitungen für Neupfl anzungen, 
Pfl anzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen 
und Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die Gütebe-
stimmungen für Baumschulfpfl anzen) ebenso wie die 
einschlägigen DIN-Normen (DIN 18916 - Vegetations-
technik im Landschaftsbau, Pfl anzen und Pfl anzarbei-
ten) zu beachten.

12. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

STÄDTEBAULICHES KONZEPT

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Quelle und Stand Katastergrundlage: LVGL, 25.03.2022

VERFAHRENSVERMERKE
• Der Gemeinderat hat am __.__.____ die Einlei-

tung des Verfahrens zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Wohngebiet östlich der Fried-
hofstraße“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustel-
len, wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntge-
macht (§ 2 Abs.1 BauGB).

 Tholey, den __.__.____

 ________________

Der Bürgermeister   

• Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird gem. 
§ 215a i.V.m. § 13b und 13a BauGB (Bebauungs-
pläne der Außenentwicklung) im beschleunigten 
Verfahren durchgeführt. Gem. § 13a Abs. 3 und 4 
BauGB wird eine Umweltprüfung nicht durchge-
führt.

• Die Vorbereitung und Durchführung der Verfah-
rensschritte nach den §§ 2a bis 4a BauGB wur-
den gem. § 4b BauGB an die Kernplan GmbH 
übertragen.

• Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 
__.__.____ den Entwurf gebilligt und die Veröf-
fentlichung des Bebauungsplanes im Internet, in-
klusive einer Auslegung beschlossen (§ 13 Abs. 2 
BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB). 

• Der Entwurf des Bebauungs planes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, wurde in der Zeit 
vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ 
im Internet veröffentlicht und zur Ansicht und 
zum Herunterladen bereitgehalten  (§ 13a BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB). Zusätzlich fand eine öf-
fentliche Auslegung statt.

• Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet 
und der Auslegung wurden mit dem Hinweis, 
dass Stellungnahmen während der Veröffentli-
chungsfrist von jedermann elektronisch per Mail, 
oder bei Bedarf schriftlich oder zur Niederschrift 
abgegeben werden können und dass nicht frist-
gerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan unbe-
rücksichtigt bleiben können, am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 13a BauGB i.V.m. 
§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom __.__.____ von der Veröf-
fentlichung im Internet / Auslegung elektronisch 
benachrichtigt (§ 13a BauGB i.V.m. §  4 Abs.  2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine 
Frist bis zum __.__.____ zur Stellung nahme ein-
geräumt.

• Während der elektronischen Beteiligung, Veröf-
fentlichung im Internet / Auslegung gingen sei-
tens der Öffentlichkeit, der Behörden und der 
sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der 
Nachbargemeinden Anregungen und Stellung-
nahmen ein. Die Abwägung der vorgebrachten 
Bedenken und Anregungen erfolgte durch den 
Gemeinderat am __.__.____. Das Ergebnis 
wurde denjenigen, die Anregungen und Stellung-
nahmen vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 
Satz 6 BauGB). 

• Der Gemeinderat hat am __.__.____ den Be-
bauungsplan als Satzung beschlossen (§  10 
Abs.  1 BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung.

• Der Bebauungsplan wird hiermit als Satzung aus-
gefertigt.

 Tholey, den __.__.____

 ________________

Der Bürgermeister  

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 
1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechts-
folgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen wor-
den.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan, bestehend aus der Plan zeich nung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung, 
in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Tholey, den __.__.____

 ________________

Der Bürgermeister  

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2023 (BGBl. I Nr. 394).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 
176).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleit-
pläne und die Darstellung des Planinhalts (Plan-
zeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 
1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspfle-
ge (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 
29.  Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08. Dezember 
2022 (BGBl. I S. 2240).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. I Nr. 409).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
12. Dezember 2023 (Amtsbl. I S. 1119).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. März 
2022 (Amtsbl. I S. 648).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) 
- vom 5. April 2006 (Amtsbl. I S. 726), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 162 des Gesetzes vom 8. De-
zember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. I S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 
260 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. 
I S. 2629).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 2004 (Amtsbl. I S. 1994), zuletzt geändert 
durch Artikel 173 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2021 (Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. I S. 990), zuletzt geändert durch das Ge-
setz vom 21. November 2007 (Amtsbl. I S. 2393). 

GESETZLICHE GRUNDLAGEN
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Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO 
ausnahmsweise Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, sonstige nicht störende 
Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltun-
gen und der Versorgung des Gebietes die-
nende Läden.

Nicht zulässig sind gemäß § 4 Abs. 3 und 
§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO wiederum Garten-
baubetriebe und Tankstellen. An anderer 
Stelle sind besser geeignete Flächen in aus-
reichender Zahl für diese ausgeschlossenen 
Nutzungen vorhanden.

Die Umgebungsnutzung des Plangebietes 
entspricht ebenfalls einem Allgemeinen 
Wohngebiet und dient überwiegend dem 
Wohnen. Die Festsetzung greift demnach 
diesen Charakter auf und fördert die sinn-
volle Arrondierung des Siedlungskörpers.

Zudem hat die Festsetzung des Allgemeinen 
Wohngebietes auch nachbarschützende 
Wirkung, sodass bauplanungsrechtlich 
nicht von gegenseitigen Beeinträchtigun-
gen auszugehen ist. Die Sicherung gesun-
der Wohnverhältnisse wird infolgedessen 
gewahrt.

Maß der baulichen Nutzung 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl nach § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl dem 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden).

Die Festsetzung der GRZ von 0,4 für Haupt-
anlagen im Allgemeinen Wohngebiet ent-
spricht gemäß § 17 BauNVO den Orientie-
rungswerten für die bauliche Nutzung in 
Allgemeinen Wohngebieten und trägt der 
städtebaulichen Situation vor Ort Rech-
nung. Gleichzeitig orientiert sie sich am Be-
stand der angrenzenden Wohnbebauung.

Für Nebenanlagen besteht gemäß BauNVO 
die Möglichkeit, die grundsätzlich geltende 
GRZ von 0,4 zu überschreiten. So darf die 
Grundflächenzahl durch Garagen und Stell-
plätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen 

im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche 
Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird, bis zu einer GRZ von 0,6 
überschritten werden.

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass untergeordnete 
Nebenanlagen zu einem höheren Maß der 
baulichen Nutzung führen können, unver-
tretbare Versiegelungen durch Hauptge-
bäude allerdings ausbleiben. Die anteilsmä-
ßige Flächenbegrenzung wird gewahrt, 
während die zukünftige Funktionsfähigkeit 
von Grundstück und Bebauung sicherge-
stellt ist.

Die allgemeinen Anforderungen an gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind ge-
wahrt. Die entstehende Bebauung lässt 
ausreichend Freiflächen zur Begrünung der 
Fläche (unter anderem durch grünordneri-
sche Festsetzungen zur Anpflanzung von 
Bäumen).

Zahl der Vollgeschosse

Die Höhenentwicklung im Allgemeinen 
Wohngebiet wird durch die Festsetzung der 
Zahl der Vollgeschosse geregelt.

Gemäß § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Voll-
geschosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Mit der Beschränkung der Zahl der Vollge-
schosse auf maximal 2 Vollgeschosse wird 
das Ziel verfolgt, die Errichtung überdimen-
sionierter Baukörper zu verhindern und 
gleichzeitig eine angemessene Integration 
ohne Beeinträchtigung des Orts- und 
Landschaftsbildes zu sichern.

Dabei orientiert sich die festgesetzte Zahl 
an der bereits vorhandenen Bebauung der 
näheren Umgebung und dem zugrundelie-
genden städtebaulichen Konzept. So wird 
der städtebauliche Charakter des Umfeldes 
gewahrt und die Entwicklung ortstypischer 
Bauformen sowie das harmonische Einfü-
gen der Neubauten in den Bestand sicher-
gestellt.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Bei der festgesetzten offenen Bauweise 
dürfen gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO Einzel-
häuser, Doppelhäuser und Hausgruppen er-
richtet werden. Dabei ist jedoch darauf zu 
achten, dass besagte Haustypen mit seitli-
chem Grenzabstand gebaut werden und 
eine Länge von 50 m nicht überschreiten. 
Ein Heranbauen an die Grundstücksgrenzen 
ist nicht zulässig. 

Die Festsetzung entspricht im Wesentlichen 
der Baustruktur in der Umgebung und er-
möglicht eine aufgelockerte Bebauung. 
Gleichzeitig gewährleistet die offene Bau-
weise ein gewisses Maß an Flexibilität zur 
wohnbaulichen Nutzung. Sie garantiert so-
mit die zweckmäßige Nutzung des 
Plangebietes als Allgemeines Wohngebiet 
sowie die angemessene Integration in die 
vorhandene Bauweise des Bestands.

Negative Auswirkungen auf nachbarschüt-
zende Belange können auf diese Weise aus-
geschlossen werden. Eine ausreichende Be-
lüftung und Belichtung ist sichergestellt.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht bzw. allenfalls in geringfügigem 
Maß überschritten werden darf. 

Die Festsetzungen der Baugrenzen orientie-
ren sich in erster Linie an der Bestandsbe-
bauung rund um das Plangebiet. Die Ab-
messungen des durch die Baugrenzen be-
schriebenen Baufensters wurden so ge-
wählt, dass den Bauherren für die spätere 
Realisierung ausreichend Spielraum ver-
bleibt, gleichzeitig aber eine umweltgerech-
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te, sparsame und wirtschaftliche Grund-
stücksausnutzung erreicht wird. 

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksfläche zulässig, sofern 
sie dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücke oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Damit ist eine zweck-
mäßige Bebauung des Grundstückes mit 
den erforderlichen Nebenanlagen und Ein-
richtungen sichergestellt, ohne gesondert 
Baufenster ausweisen zu müssen. 

Höchstzulässige Zahl der Woh-
nungen je Wohngebäude

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen je 
Wohngebäude wird auf maximal zwei Woh-
nungen je Wohngebäude festgesetzt.

Diese Festsetzung entspricht der Nutzungs-
struktur in der näheren Umgebung und 
unterstützt weiterhin eine städtebaulich ge-
ordnete Entwicklung sowie Arrondierung 
des Siedlungskörpers.

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; Hier: 
Mischverkehrsfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die Verkehrsfläche wird im Plangebiet mit 
der besonderen Zweckbestimmung „Misch-
verkehrsfläche“ als Stichstraße mit 5,50 m 
Regelbreite und abschließendem Wende-
hammer festgesetzt. Sie dient dazu, die Er-
schließung der Wohnbauflächen sicherzu-
stellen. Gleichzeitig wird auf diese Weise 
Durchgangsverkehr vermieden und die 
Wohnqualität gesteigert.

Versorgungsflächen / -anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i.V.m. § 14 
Abs. 2 BauNVO

Mit der Festsetzung soll sichergestellt wer-
den, dass das Plangebiet zukünftig mit 
Elektrizität versorgt werden kann, ohne ge-
sonderte Flächen hierfür festzusetzen.

Darüber hinaus ermöglicht die Festsetzung 
die Unterbringung weiterer Anlagen und 
Einrichtungen (z.B. Ladestationen für Elekt-
romobilität), die für den ordnungsgemäßen 

und nachhaltigen Betriebsablauf erforder-
lich sind.

Öffentliche Grünfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Im nördlichen Teilbereich des Plangebiets 
wird eine öffentliche Grünfläche festgesetzt 
und somit im Bestand gesichert.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Im Plangebiet sind Pkw-Stellplätze auf den 
privaten Grundstücken sowie deren Zufahr-
ten ebenso wie sonstige Wege und Zugän-
ge auf den Grundstücken flächensparend 
und wasserdurchlässig zu gestalten, was 
die Versickerung des Niederschlagswassers 
begünstigt.

Versiegelungen auf den Grundstücken sind 
auf das unbedingt notwendige Maß zu be-
schränken, übrige Flächen sind vegetativ 
und wasserdurchlässig zu gestalten, um 
weiterhin das Versickern von Niederschlä-
gen zu gewährleisten, hitzespeichernde Ver-
siegelungen zu reduzieren und den Natur-
haushalt zu stärken. Wasserdurchlässige 
Oberflächen dienen dem Abflachen von Ab-
wasserabflussspitzen bei Starkregenereig-
nissen, der Entlastung der Abwasserinfra-
struktur und dem Anstreben eines natürli-
chen Wasserhaushaltes. Die Speicherung 
der Sonneneinstrahlung durch großflächig 
versiegelte Flächen (z.B. sogenannte „Stein-
gärten“) während heißer Sommermonate 
beeinträchtigt das Lokalklima und soll 
durch entsprechende Begrünung vermieden 
werden. Begrünte Freiflächen wirken sich 
zudem positiv auf die Artenvielfalt und den 
Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen 
aus. Eine Vollversiegelung ist daher unzu-
lässig. 

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umwelteinwirkungen im 
Allgemeinen und tragen dazu bei, die Be-
einträchtigungen der durch das Plan-
vorhaben induzierten Eingriffe soweit mög-
lich zu mindern.

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
zu entnehmen.

Maßnahmen für erneuerbare 
Energien

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23 B BauGB

Durch die Vorgabe der verbindlichen Reali-
sierung von Photovoltaikanlagen auf den 
Dachflächen neu errichteter Gebäude wird 
die Energiegewinnung aus solarer Strah-
lungsenergie zugunsten einer nachhaltigen 
Entwicklung des Gebietes sichergestellt und 
dadurch zugleich ein Beitrag zum 
Klimaschutz gewährleistet.

Aufgrund der stetig gesunkenen Preise für 
PV-Technik, den geringen Wartungsaufwen-
dungen für PV-Anlagen und den gesetzli-
chen Rahmenbedingungen (z.B. EEG) ist 
nach ihrer Amortisation die Eigenversor-
gung mit Photovoltaik deutlich kostengüns-
tiger als Netzstrom vom Stromanbieter. Die 
verbindliche Festsetzung der Errichtung von 
Photovoltaikanlagen auf den Dachflächen 
der neu zu errichtenden Gebäude innerhalb 
des Plangebietes ist somit wirtschaftlich zu-
mutbar. 

Durch die Installation und Nutzung von 
Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung 
wird die langfristige Bezahlbarkeit der Ener-
gieversorgung in Gebäuden durch eine Sta-
bilität der Energiepreise gesichert. Die In-
vestitionskosten der Anlagen sind dabei 
kalkulierbar und solare Strahlungsenergie 
regeneriert sich im Gegensatz zu fossilen 
Brennstoffen 

Eine anteilige Eigenversorgung entlastet die 
Übertragungsnetze, reduziert Abhängigkei-
ten von fossilen Brennstoff-Lieferketten und 
leistet einen Beitrag zu den nationalen Kli-
maschutzziele gem. Klimaschutzgesetz.

Der Eingriff in die Baufreiheit und die Eigen-
tumsfreiheit (Art. 14 Abs. 1 GG) ist daher 
zumutbar und trägt überdies zu einer so-
zialgerechten Bodennutzung (§ 1 Abs. 5 S. 1 
BauGB) bei.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 A BauGB

Aufgrund der Ortsrandlage des Wohngebie-
tes in direkter Nachbarschaft zu der bereits 
bestehenden Wohnbebauung und dem 
Übergang zur freien Landschaft im Norden 
und Osten ist die hochwertige und quali-
tätsvolle Ausgestaltung der Freiräume von 
besonderer Bedeutung. 
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Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Landschafts- und Ortsbild geschaffen. 
Eine erhöhte Aufenthaltsqualität sowie eine 
Verbesserung der siedlungsökologischen 
und städtebaulichen Qualität im Plangebiet 
wird auf diese Weise erreicht. Ebenso kann 
ein harmonischer Übergang von Siedlungs- 
und Außenbereich sichergestellt werden.

Auf weitergehende Festsetzungen wird al-
lerdings verzichtet, damit weiterhin eine ge-
wisse Flexibilität bei der gärtnerischen Anla-
ge verbleibt.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V.m. §§ 49-54 Saarländi-
sches Wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden an-
grenzenden Bebauung bereits grundsätz-
lich vorhanden und weist noch ausreichen-
de Kapazitäten auf. 

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. §85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs.4 
BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarländi-
schen Landesbauordnung (LBO) gestalteri-
sche Festsetzungen getroffen werden. 

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Orts- und Landschaftsbild. Dies ist 
insbesondere aufgrund der direkten Nach-
barschaft zur bestehenden Wohnbebauung 
erforderlich.

Die getroffenen Einschränkungen zur Dach-
eindeckung und Fassadengestaltung sollen 
Auswüchse (z. B. glänzende, reflektierende 
Materialien) verhindern. 

Gleichzeitig ist zwecks naturschutzfachli-
cher Aufwertung und Verbesserung des Mi-

kroklimas die Begrünung von Dächern und 
Fassaden grundsätzlich zulässig. 

Weiterhin sind zur Eingrenzung des 
Plangebietes bzw. der Grundstücke Einfrie-
dungen bis zu einer Höhe von 2,00 m zuläs-
sig.

Die Festsetzung eines entsprechenden Stell-
platzschlüssels (1,5 Stellplätze je Wohnein-
heit) sichert eine ausreichende Anzahl an 
Stellplätzen sowie eine angemessene Orga-
nisation des ruhenden Verkehrs innerhalb 
des Plangebietes. Negative Auswirkungen 
können folglich ausgeschlossen werden.

Die getroffenen Festsetzungen tragen dem-
nach dazu bei, dass sich das Vorhaben har-
monisch in die Umgebung und angrenzen-
de Bebauung einfügt.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Gemeinde als Planungsträger bei der Auf-
stellung einer Satzung die öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und unter-
einander gerecht abwägen. Die Abwägung 
ist die eigentliche Planungsentscheidung. 
Hier setzt die Kommune ihr städtebauliches 
Konzept um und entscheidet sich für die Be-
rücksichtigung bestimmter Interessen und 
die Zurückstellung der dieser Lösung ent-
gegenstehenden Belange. 

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

• Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „ Auswirkungen der Planung“)

• Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

• Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

• Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“).

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
chen Auswirkungen beachtet und in die 
Satzung eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die 
wesentlichen Grundbereiche menschlichen 
Daseins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Beeinträchtigungen 
vom Planungsgebiet auf die Umgebung und 
von der Umgebung auf das Planungsgebiet 
vermieden werden. Dies kann erreicht wer-
den, indem unvereinbare Nutzungen vonei-
nander getrennt werden.

Das Plangebiet umfasst insgesamt 
ca. 8.500 m2 und befindet sich am Rand des 
im Zusammenhang bebauten Siedlungs-
körpers. Die Umgebung entspricht einer 
wohngebietstypischen Nutzung.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich die geplante Wohnbebauung hinsicht-
lich Art und Maß der baulichen Nutzung, 
der Bauweise sowie der überbaubaren 
Grundstücksfläche in die Umgebung ein-
fügt. Zusätzlich schließen die getroffenen 
Festsetzungen innerhalb des Plangebietes 
jede Form der Nutzung aus, die inner-
gebietlich oder im direkten Umfeld zu Stö-
rungen und somit zu Beeinträchtigungen 
führen kann. Gegenseitige Beeinträchtigun-
gen des Plangebietes mit dem Bestand im 
Umfeld sind daher nicht zu erwarten. Es 
wird von gegenseitiger Rücksichtnahme 
ausgegangen.

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist die Berücksich-
tigung ausreichender Abstände gem. Lan-
desbauordnung. Diese werden durch die 
vorliegende Planung berücksichtigt. Eine 
ausreichende Belüftung und Belichtung der 
baulichen Anlagen ist infolgedessen sicher-
gestellt.

Es kommt somit zu keinen nachteiligen Aus-
wirkungen auf gesunde und sichere Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse durch den Bebau-
ungsplan.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf
nisse der Bevölkerung 

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben der Kommune gehört die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt. Das Angebot sollte 
dabei vielfältig sein und den unterschiedli-
chen Wünschen und Bedürfnissen der Be-
völkerung Rechnung tragen. 

Der vorliegende Bebauungsplan kommt 
dieser Forderung nach. Die bislang land-
wirtschaftlich genutzte Fläche wird für eine 
bauliche Entwicklung zu Wohnzwecken am 
Siedlungsrand bereitgestellt. Die Planung 
bedient die konkrete Nachfrage nach geeig-
netem Wohnraum im Ortsteil Bergweiler.

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Orts und Landschaftsbildes

Die Planung hat aufgrund ihres geringen 
Umfangs und dem Einfügen in die Be-
standsbebauung keine räumliche Fernwir-
kung. 

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst. Die 
festgesetzte Dimensionierung der zukünfti-
gen Bebauung ermöglicht eine maßvolle 
Nachverdichtung.

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine 
bislang unbebaute Fläche am Siedlungsrand. 
Mit der geplanten Bebauung wird der Sied-
lungskörper sinnvoll ergänzt. Ein darüber 
hinausgehender Eingriff in die freie Land-
schaft findet nicht statt. 

Art und Maß der baulichen Nutzungs sowie 
Bauweise und überbaubare Grundstücks-
fläche orientieren sich an der in der näheren 
Umgebung vorherrschenden Bau- und Nut-
zungsstruktur. Ein harmonisches Einfügen in 
den Siedlungsbestand und das vorherr-
schende Ortsbild ist dementsprechend si-
chergestellt.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Der Geltungsbereich liegt in Ortsrandlage 
im unmittelbaren Anschluss an die be-
stehende Wohnbebauung und Verkehrsflä-
che.

Im Zuge der Realisierung des Vorhabens 
kommt es zu einer geringfügigen Versiege-
lung bisher unbebauter Flächen. 

Das Plangebiet ist durch die umliegende 
Wohnbebauung und landwirtschaftliche 
Nutzung teilweise vorbelastet. Es handelt 
sich in einem Teilbereich allerdings um ein 
FFh-Lebensraum (FFH-LRT 6510). Vor die-
sem Hintergrund wird ein Funktionalaus-
gleich im Sinne der Kohärenzerhaltung des 
FFH-LRT 6510 durchgeführt.

Auswirkungen der Satzung, Abwägung
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Darüber hinaus weist der Geltungsbereich 
keine besondere Bedeutung als Lebens-
raum für Tiere und Pflanzen auf. Brutstätten 
von Gehölzbrütern können beispielsweise 
ausgeschlossen werden. Weiterhin sind kei-
ne Hinweise auf Konflikte mit abwägungs- 
oder artenschutzrechtlich relevanten Tierar-
ten erkennbar.

Infolgedessen werden umweltschützende 
Belange durch das Vorhaben nicht negativ 
beeinträchtigt. Erhebliche vom Planvor-
haben ausgehende Beeinträchtigungen des 
Naturhaushaltes können somit ausge-
schlossen werden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs

Belange des Verkehrs werden durch die Pla-
nung nicht negativ beeinträchtigt. Die An-
schlussmöglichkeiten an die vorhandene 
Verkehrsfläche sind bereits grundsätzlich 
vorhanden. Zusätzliche Erschließungsmaß-
nahmen sind zu errichten.

Das durch die Planung mögliche, zusätzli-
che Verkehrsaufkommen durch neue Anlie-
ger ist vernachlässigbar. Der ruhende Ver-
kehr wird vollständig innerhalb des 
Plangebietes organisiert.

Auswirkungen auf die Ver und Ent
sorgung

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt und durch 
die vorliegende Planung nicht negativ be-
einträchtigt.

Die notwendige Ver- und Entsorgungsinfra-
struktur sowie Anschlusspunkte sind grund-
sätzlich vorhanden. Unter Beachtung der 
vorhandenen Kapazitäten kann das be-
stehende Versorgungsnetz erweitert und 
das Plangebiet an die vorhandene Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur angeschlossen 
werden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas und des Hochwasserschutzes

Negative Auswirkungen auf die Belange 
des Klimas können aufgrund des geringen 
Flächenumfangs ausgeschlossen werden.

Eine Wohnnutzung auf dem Grundstück 
bringt zwar auch einen gewissen Grad an 
Überbauung mit sich, allerdings kann ange-
sichts der zu erwartenden privaten 
Freiflächen-/Hausgartengestaltung von 
einem eher geringen Versiegelungsgrad 
ausgegangen werden.

Abgesehen von potenziell eintretenden 
sehr geringfügigen mikroklimatischen Ver-
änderungen können erhebliche negative 
Auswirkungen auf die Belange des Klimas 
insgesamt ausgeschlossen werden.

Hinsichtlich der klimatischen Veränderun-
gen wurde aus Vorsorgegründen zusätzlich 
ein Hinweis zum Abfluss des Wassers bei 
Starkregenereignissen in den Plan mit auf-
genommen.

Auswirkungen auf die Belange der 
Landwirtschaft

Durch die Planung werden landwirtschaft-
lich genutzte Flächen in Anspruch genom- 
men. Vorranggebiete für die Landwirtschaft 
sind allerdings nicht von der Planung be-
troffen. Ferner handelt es sich bei den Bör-
den um ertragsschwächere (im Vergleich 
niedrigere Acker-/Ertragsmesszahlen). Die 
Belange der Landwirtschaft werden folglich 
durch die Planung nicht negativ beeinträch-
tigt.

Auswirkungen der Planung auf die 
privaten Belange

Wie die vorangegangenen Ausführungen 
belegen, wird die Nutzbarkeit und der Wert 
der Grundstücke, auch der Grundstücke im 
Umfeld, nicht in einer Art und Weise einge-
schränkt, die dem Einzelnen unzumutbar 
ist. Es sind keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf die angrenzende Nachbarschaft zu 
erwarten. Zum einen wird der festgesetzten 
Nutzungsart der Umgebung entsprochen. 
Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das harmonische 
Einfügen in den Bestand zu sichern.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
städte baulichen Satzungen laut § 1 Abs. 6 
BauGB zu berücksichtigenden Belange wer-
den durch die Planung nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in die vorliegende Satzung eingestellt. 

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes
• Schaffung von Wohnraum durch sinn-

volle Arrondierung des Siedlungskörpers 
(Siedlungsabschluss)

• Erweiterung des Wohnangebotes und 
Reaktion auf die konkret vor Ort be-
stehende bzw. anhaltende Nachfrage

• Die Neubebauung fügt sich harmonisch 
in die Umgebung ein, Störungen und 
Beeinträchtigungen der Planung auf die 
Umgebungsnutzung können ausge-
schlossen werden; ebenso verhält es 
sich umgekehrt

• Keine entgegenstehenden landesplane-
rischen Vorgaben

• Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf umweltschützende Belange, 
der Eingriff in den FFH-LRT 6510 wird 
funktional ausgeglichen

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Klimas und des Hochwas-
serschutzes

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange der Landwirtschaft

• Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung (Infrastruktur 
grundsätzlich vorhanden; geringer Er-
schließungsaufwand)

• Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die  
Verabschiedung der Satzung

Es sind keine Argumente bekannt, die , bei 
Einhaltung der Kompensationsmaßnahmen, 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes wurden die zu beachten-
den Belange in ihrer Gesamtheit unterein-
ander und gegeneinander abgewogen. Auf-
grund der genannten Argumente, die für die 
Planung sprechen, kommt die Gemeinde 
Tholey zu dem Ergebnis, die Satzung an 
dem dafür vorgesehenen Standort zu reali-
sieren.



Anhang
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Vorprüfung des Einzelfalls gem. 
§ 215a Abs. 3 und § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB
Gemäß § 215a Abs. 1 BauGB können Bebauungsplanverfahren nach § 13b BauGB, die vor Ablauf des 31. Dezembers 2022 förmlich ein-
geleitet wurden im beschleunigten Verfahren unter entsprechender Anwendung des § 13a BauGB abgeschlossen werden, wenn der 
Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 bis zum Ablauf des 31. Dezembers 2024 gefasst wird.

Maßgebend hierfür ist § 215a Abs. 3 BauGB, wonach eine Beendigung von Bebauungsplanverfahren für Bebauungspläne nach § 13b 
BauGB nur dann in Frage kommt, wenn die Gemeinde auf Grund einer Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 die Ein-
schätzung erlangt, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 S. 4 BauGB in 
der Abwägung zu berücksichtigen wären oder die als Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes oder der Leistungs- und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushalts zu bewerten und entsprechend auszugleichen wären.

Der Bebauungsplanes „Wohngebiet östlich der Friedhofstraße“ zielt auf die Schaffung zusätzlicher Wohnbauflächen in der Gemeinde 
Tholey und insbesondere im nicht zentralen Gemeindeteil Bergweiler ab. Er trägt dadurch der anhaltenden Nachfrage nach neuem Wohn-
raum in Bergweiler Rechnung und leistet einen Beitrag zur langfristigen Wohnbedarfsdeckung vor Ort im Sinne der Eigenentwicklung. Das 
Plangebiet umfasst ca. 0,85 ha, liegt am Siedlungsrand der bebauten Ortslage (planungsrechtlicher Außenbereich gemäß § 35 BauGB) und 
stellt somit eine kleinflächige Ergänzung bzw. Abrundung des Siedlungskörpers dar.

In der Vorprüfung des Einzelfalls erfolgt eine überschlägige Prüfung und Einschätzung der mit der Planung einhergehenden Umweltaus-
wirkungen anhand der umweltrelevanten Kriterien der Anlage 2 des BauGB.

Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Wohngebiet östlich der Friedhofstraße“ mit Katastergrundlage; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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Nr. Erfordernis / Kriterium Auswirkungen / Prüfergebnis
Voraussichtliche 
Erheblichkeit

1. Merkmale des Bebauungsplans, insbesondere in Bezug auf
1.1 das Ausmaß, in dem der Bebauungsplan einen 

Rahmen im Sinne des § 35 Abs. 3 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung setzt;

• Keine UVP-Pflicht des Bebauungsplanes 
/ Vorhabens „Wohngebiet östlich der 
Friedhofstraße“ (kleinräumige Entwick-
lung neuer Wohnbauflächen als Ergän-
zung der besehenden Wohnnutzung in 
der näheren Umgebung auf bis dato un-
versiegelten / unbebauten Flächen)

• Erschließung des Plangebietes über eine 
Erschließungsstraße mit Wendehammer, 
die unmittelbar an die Friedhofstraße 
anschließt; Unterbringung des ruhenden 
Verkehrs dezentral auf den jeweiligen 
Grundstücken

• Grünordnerische Festsetzungen bzw. 
Freianlagenplanung im Sinne eines 
Wohngebietes mit überwiegend freiste-
henden Wohngebäuden (Einzelhäuser, 
Doppelhaushälften); Festsetzungen zur 
Entwicklung ökologisch hochwertiger 
Pflanzungen mit Mehrwert für Orts- und 
Landschaftsbild; Übergang von Sied-
lungs- zu Außenbereich durch entspre-
chende Ein- und Durchgrünung

• Ferner werden durch den Bebauungs-
plan keine anderen Zulässigkeiten von 
Vorhaben vorbereitet, die einer Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung unterliegen

Nein

1.2 das Ausmaß, in dem der Bebauungsplan andere 
Pläne und Programme beeinflusst;

• Der Bebauungsplan „Wohngebiet östlich 
der Friedhofstraße“ steht nicht in funk-
tionalem Zusammenhang mit anderen 
Plänen und Programmen der Gemeinde, 
insbesondere nicht mit anderen Bebau-
ungsplänen

• Flächennutzungsplan: Fläche für Land-
wirtschaft; Entwicklungsgebot gem. § 8 
Abs. 2 BauGB nicht erfüllt; Anpassung 
FNP im Wege der Berichtigung gem. 
§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB

• Keine Auswirkungen auf die Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung zu 
erwarten 

• Kein Einfluss auf andere Pläne und Pro-
gramme

Nein
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Nr. Erfordernis / Kriterium Auswirkungen / Prüfergebnis
Voraussichtliche 
Erheblichkeit

1.3 die Bedeutung des Bebauungsplans für die Ein-
beziehung umweltbezogener, einschließlich ge-
sundheitsbezogener Erwägungen, insbesondere 
im Hinblick auf die Förderung der nachhaltigen 
Entwicklung;

Siehe 1.4 und 2.3 Nein

1.4 die für den Bebauungsplan relevanten umwelt-
bezogenen, einschließlich gesundheitsbezogener 
Probleme;

Eine Berücksichtigung der Umweltbelange ist 
im bisherigen Verfahren anhand folgender In-
formationen bereits erfolgt: 
• Erhebliche nachteilige Beeinträchtigun-

gen von artenschutzrechtlich relevanten 
Arten sind nach derzeitigem Kenntnis-
stand insgesamt nicht zu erwarten:

 - Die bestehende Planungsfläche weist 
lediglich am nördlichen Rand be-
schränkte Brutmöglichkeiten auf

 - Die ökologische Funktion der Fortpflan-
zungsstätten hierfür ist im räumlichen 
Zusammenhang auch nach der Reali-
sierung der Planung weiterhin erfüllt 
(gem. § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG; Le-
galausnahme)

 - Weitere Fortpflanzungsstätten (z. B. 
Baumhöhlen, Baustrukturen) innerhalb 
des Geltungsbereiches nicht vorhanden

 - Keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
für Fledermäuse vorhanden; keine es-
sentielle Bedeutung als Jagdraum

 - Keine Verstöße gegen § 44 BNatSchG 
in Bezug auf die Avifauna

• Das Plangebiet unterliegt bereits an-
thropogenen Einflüssen (Lage am 
Siedlungsrand, angrenzende Bebauung 
und Verkehrsfläche); die Bedeutung des 
Bebauungsplanes im Hinblick auf um-
weltbezogene Erwägungen wird aus 
diesem Grund sowie aufgrund der Größe 
des Plangebietes als gering eingestuft

• Erhebliche gesundheitsbezogene Beein-
trächtigungen, insbesondere eine Zu-
nahme der Lärmbelastung, und damit 
einhergehende nachteilige Umweltaus-
wirkungen sind für die zukünftige Nut-
zung nicht zu erwarten

Nein

1.5 die Bedeutung des Bebauungsplans für die Durch-
führung nationaler und europäischer Umweltvor-
schriften;

• FFH-Lebensraum liegt im Wirkungsbe-
reich des Bebauungsplanes (nordöstli-
cher Rand)

• Einfriffs-Ausgleich während Verfahren
• Daher keine Auswirkungen absehbar

Nein
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Nr. Erfordernis/Kriterium Auswirkungen/Prüfergebnis
Voraussichtliche 
Erheblichkeit

2. Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete, insbes. in Bezug auf
2.1 die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Um-

kehrbarkeit der Auswirkungen;
• Bisher geringer Störgrad durch Lage am 

Rand der geschlossenen Ortslage mit 
überwiegend störungsarmer, lockerer 
Wohnbebauung ohne Durchgangsver-
kehr; randliche Störreize durch Anwohner

• Die Tier- und Pflanzenwelt wird durch 
den Bebauungsplan nicht erheblich ne-
gativ beeinträchtigt (siehe hierzu 1.4)

• Aufgrund der bedarfsorientierten und 
eher kleinteiligen Erweiterung bzw. Ar-
rondierung, unter Berücksichtigung der 
Nachbarschaft bzw. umliegenden Nut-
zungen, sind nachteilige Auswirkungen 
nicht zu erwarten (verträgliche Nut-
zungsart)

• Nutzungsveränderungen sind aufgrund 
der Größe des Plangebietes sowie der 
bestehenden Vorbelastungen (Siedlungs-
randlage) nur in geringfügigem Maß zu 
erwarten; Eingriffe in natürliche Böden, 
das Grundwasser sowie in Natur und 
Landschaft erfolgen ebenfalls nur in ge-
ringfügigem Umfang

Nein

2.2 den kumulativen und grenzüberschreitenden Cha-
rakter der Auswirkungen;

• Ein kumulativer und grenzüberschreiten-
der Charakter der Auswirkungen kann 
ausgeschlossen werden (insb. keine 
weiteren Bebauungsplanverfahren in 
unmittelbarer Umgebung; B-Plan dient 
der langfristigen Wohnbedarfsdeckung 
im nicht zentralen Gemeindeteil)

Nein

2.3 die Risiken für die Umwelt, einschließlich der 
menschlichen Gesundheit (zum Beispiel bei Un-
fällen);

• Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
können durch entsprechende Fest-
setzungen gewährleistet werden, sowohl 
innergebietlich als auch gegenüber der 
angrenzenden Bebauung

• Aufgrund der Bestandssituation sowie 
der geplanten zukünftigen Wohnnutzung  
(Vereinbarkeit mit Nutzungsstruktur des 
Umfeldes) besteht kein erhöhtes Risiko 
für die Umwelt und die menschliche Ge-
sundheit

Nein

2.4 den Umfang und die räumliche Ausdehnung der 
Auswirkungen;

• Der Bebauungsplan bezieht sich auf den 
ca. 0,85 ha großen Geltungsbereich am 
Siedlungsrand von Bergweiler und dient 
der Ergänzung bzw. Arrondierung des 
Siedlungskörpers zu Wohnzwecken

• Nachbarliche Belange werden im Zuge 
der Planung gewahrt

• Über das Plangebiet hinausgehende Aus-
wirkungen sind nicht zu erwarten (siehe 
auch 2.3)

Nein
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Nr. Erfordernis/Kriterium Auswirkungen/Prüfergebnis
Voraussichtliche 
Erheblichkeit

2.5 die Bedeutung und die Sensibilität des voraussicht-
lich betroffenen Gebiets auf Grund der besonderen 
natürlichen Merkmale, des kulturellen Erbes, der 
Intensität der Bodennutzung des Gebiets jeweils 
unter Berücksichtigung der Überschreitung von 
Umweltqualitätsnormen und Grenzwerten;

• Bei dem Plangebiet handelt es sich um 
eine kleinteilige Erweiterung bzw. Arron-
dierung, die aufgrund der Siedlungsrand-
lage bereits teilweise anthropogen vor-
belastet ist; das Plangebiet verfügt über 
keine nähere Bedeutung bzw. Sensibilität 
für die unter Punkt 2.5 genannten Merk-
male

• Eine Überschreitung von Umweltquali-
tätsnormen und Grenzwerten ist bei Um-
setzung der Planung nicht zu erwarten

Nein

2.6 folgende Gebiete:
2.6.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 

8 des Bundesnaturschutzgesetzes,
Nicht betroffen Nein 

2.6.2 Naturschutzgebiete gemäß § 23 des Bundesnatur-
schutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 
2.6.1 erfasst,

Nicht betroffen Nein

2.6.3 Nationalparke gemäß § 24 des Bundesnatur-
schutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 
2.6.1 erfasst,

Nicht betroffen Nein

2.6.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebie-
te gemäß den §§  25 und 26 des Bundesnatur-
schutzgesetzes,

Nicht betroffen Nein

2.6.5 gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 des 
Bundesnaturschutzgesetzes,

Nicht betroffen Nein

2.6.6 Wasserschutzgebiete gemäß §  51 des Wasser-
haushaltsgesetzes, Heilquellenschutzgebiete ge-
mäß § 53 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes 
sowie Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 des 
Wasserhaushaltsgesetzes,

Nicht betroffen Nein

2.6.7 Gebiete, in denen die in Rechtsakten der Europäi-
schen Union festgelegten Umweltqualitätsnormen 
bereits überschritten sind,

Nicht betroffen Nein

2.6.8 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbeson-
dere Zentrale Orte im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 des 
Raumordnungsgesetzes,

• Gem. Landesentwicklungsplan des Saar-
landes handelt es sich beim Ortsteil Berg-
weiler um einen nicht zentralen Gemein-
deteil der Gemeinde Tholey; folglich kei-
ne negativen Auswirkungen zu erwarten

Nein

2.6.9 in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denk-
mäler, Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder 
Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten 
Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeu-
tende Landschaften eingestuft worden sind.

Nicht betroffen Nein

Prüfauftrag gem. § 215a Abs. 3 i. V. m. § 13b und § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB

Die mit der Planung einhergehenden Umweltauswirkungen wurden gem. § 215a Abs. 3 i. V. m. § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BauGB anhand der 
Anlage 2 BauGB überprüft und beurteilt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Pla-
nung berührt werden können, wurden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens beteiligt und über das Ergebnis der Vorprüfung des Ein-
zelfalls informiert.

Die Vorprüfung des Einzelfalls kommt zu dem Ergebnis, dass keine erheblichen Umweltauswirkungen durch den Bebauungsplan „Wohn-
gebiet östlich der Friedhofstraße“ zu erwarten sind. Ferner kommt die Vorprüfung des Einzelfalls zu dem Ergebnis, dass keine Beeinträch-
tigungen des Landschaftsbildes oder der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes vorliegen. Der Bebauungsplan erfüllt so-
mit auch die Vorgaben, um gemäß § 215a BauGB i. V. m. § 13b BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt zu werden.


